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Abkommen

zwischen

der Regierung der Republik Bulgarien 

und

der Regierung der Bundesrepublik Deutschland

über

Technische Zusammenarbeit

2005

Die Regierung der Republik Bulgarien 

und

die Regierung der Bundesrepublik Deutschland -

im Geist der bestehenden freundschaftlichen Beziehungen zwischen der Republik Bulgarien und der Bundesrepublik Deutschland,
im Wunsch, diese freundschaftlichen Beziehungen durch partnerschaftliche Technische Zusammenarbeit zu festigen und zu vertiefen,
im Bewusstsein, dass die Aufrechterhaltung dieser Beziehungen die Grundlage dieses Abkommens ist,
in der Absicht, zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung in der Republik Bulgarien

beizutragen,
unter Bezugnahme auf das Protokoll der Arbeitsgespräche 2005 vom 28. April 2005 -

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1
(1) In Ausführung des Rahmenabkommens vom 27. März 1997 zwischen der Regierung der Republik Bulgarien und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland über Technische Zusammenarbeit werden folgende Vorhaben gefördert:

1. "Programm Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung" in Höhe von bis zu 4.300.000,-- Euro (in Worten: vier Millionen dreihunderttausend Euro);

2. "Studien- und Fachkräftefonds" in Höhe von bis zu 700.000,-- EUR (in Worten: siebenhunderttausend Euro);

wenn nach Prüfung die Förderungswürdigkeit dieser Vorhaben festgestellt worden ist.

(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland stellt für die in Absatz 1 genannten Vorhaben auf ihre Kosten Personal- und Sachleistungen sowie gegebenenfalls Finanzierungsbeiträge im Gesamtwert von 5.000.000,-- EUR (in Worten: fünf Millionen Euro) zur Verfügung. Diese Summe setzt sich aus den in Absatz 1 Nummern 1 und 2 genannten Beträgen zusammen. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland beauftragt mit der Durchführung der in Absatz 1 genannten Vorhaben die Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH, Eschborn.

(3) Die Regierung der Republik Bulgarien gewährleistet die Anwendung des Artikels 5 des Rahmenabkommens vom 27. März 1997 zwischen der Regierung der Republik Bulgarien und der Bundesrepublik Deutschland über Technische Zusammenarbeit im Hinblick auf die Durchführung der in Absatz 1 genannten Vorhaben.

(4) Die in Absatz 1 bezeichneten Vorhaben können im Einvernehmen zwischen der Regierung der Republik Bulgarien und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland durch andere Vorhaben ersetzt werden.

(5) Die Zusagen für die in Absatz 1 genannten Vorhaben und den in Absatz 2 genannten Betrag der Technischen Zusammenarbeit entfallen ersatzlos, soweit nicht innerhalb von acht Jahren nach dem Zusagejahr die in Artikel 2 genannten Durchführungs- sowie gegebenenfalls Finanzierungsverträge abgeschlossen werden. Für die Zusagen dieses Jahres endet diese Frist, unbeschadet der Regelung in Absatz 4, mit Ablauf des 31. Dezember 2013. Sollten nur für einen Teil der Zusagen in dem vorgesehenen Zeitraum Durchführungs- sowie gegebenenfalls Finanzierungsverträge abgeschlossen werden, so gilt diese Verfallsklausel nur für die noch nicht durch diese Verträge gebundenen Teilbeträge.

Artikel 2

Einzelheiten der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Vorhaben und der zu erbringenden Leistungen und Verpflichtungen werden in einzelnen Durchführungs- sowie gegebenenfalls Finanzierungsverträgen festgelegt, die zwischen den in Artikel 1 Absatz 2 und 3 mit der Durchführung der Vorhaben beauftragten oder noch zu beauftragenden Institutionen abgeschlossen werden. Die Durchführungs- sowie gegebenenfalls die Finanzierungsverträge unterliegen den in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Rechtsvorschriften.

Artikel 3

Für die Befreiung von Steuern und sonstigen öffentlichen Abgaben der von der Regierung der Bundesrepublik Deutschland gestellten Beträge und Lieferungen für die Durchführung der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Vorhaben gelten die Bestimmungen des Artikels 8 des ahmenabkommens vom 27. März 1997 zwischen der Regierung der Republik Bulgarien und der Bundesrepublik Deutschland über Technische Zusammenarbeit.

Artikel 4

Im Übrigen gelten die Bestimmungen des in Artikel 1 Absatz 1 genannten Rahmenabkommens vom 27. März 1997 über Technische Zusammenarbeit auch für dieses Abkommen.

Artikel 5

(1) Der im Protokoll der Arbeitsgespräche 2002 für das Vorhaben “Bekämpfung der Schweinepest“ vorgesehene Finanzierungsbeitrag in Höhe von 100.000 Euro (in Worten: einhunderttausend Euro) wird reprogrammiert und zusätzlich für das in Artikel 1 Absatz 1 Nummer 2 erwähnte Vorhaben „Studien- und Fachkräftefonds“ verwendet, wenn nach Prüfung dessen Förderungswürdigkeit festgestellt worden ist.

(2) Der im Abkommen vom 22. Februar 2005 zwischen der Regierung der Republik Bulgarien und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland über Technische Zusammenarbeit 2003 für das Vorhaben „Förderung der Grundstücksverwaltung“ vorgesehene Finanzierungsbeitrag in Höhe von 100.000 Euro (in Worten: einhunderttausend Euro) wird reprogrammiert und zusätzlich für das in Artikel 1 Absatz 1 Nummer 2 erwähnte Vorhaben „Studien- und Fachkräftefonds“ verwendet, wenn nach Prüfung dessen Förderungswürdigkeit festgestellt worden ist.

(3) Der im Abkommen vom 22. Februar 2005 zwischen der Regierung der Republik Bulgarien und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland über Technische Zusammenarbeit 2003 für das Vorhaben „Mobile Computerausstattung für Grenz- und Zollkontrolle im Eisenbahnverkehr“ vorgesehene Finanzierungsbeitrag in Höhe von 100.000 Euro (in Worten: einhunderttausend Euro) wird reprogrammiert und zusätzlich für das in Artikel 1 Absatz 1 Nummer 2 erwähnte Vorhaben „Studien- und Fachkräftefonds“ verwendet, wenn nach Prüfung dessen Förderungswürdigkeit festgestellt worden ist.

(4) Der im Abkommen vom 4. August 2005 zwischen der Regierung der Republik Bulgarien und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland über Technische Zusammenarbeit 2004 für das Vorhaben „Reintegration von entlassenen Armeeangehörigen“ vorgesehene Finanzierungsbeitrag in Höhe von 300.000 Euro (in Worten: dreihunderttausend Euro) wird reprogrammiert und zusätzlich für das in Artikel 1 Absatz 1 Nummer 1 erwähnte Vorhaben „Programm Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung“ verwendet, wenn nach Prüfung dessen Förderungswürdigkeit festgestellt worden ist.

Artikel 6

Dieses Abkommen tritt am Tag seiner Unterzeichnung in Kraft.

Geschehen zu Sofia                                                   am in zwei Urschriften, jede in bulgarischer und deutscher Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.
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